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2025-0.936.482 

35/17 
Zur Veröffentlichung bestimmt 

Vortrag an den Ministerrat 

Gesetzesbeschluss des Burgenländischen Landtages vom 16. Oktober 2025, 
mit dem das Burgenländische Kinderbildungs- und - betreuungsgesetz 2009, 
das Gesetz über die fachlichen Anstellungserfordernisse für Elementar-
pädagoginnen und Elementarpädagogen und Erzieherinnen und Erzieher, 
das Bgld. Familienförderungsgesetz, das Burgenländische Landwirtschaft-
liche Schulgesetz, das Burgenländische Pflichtschulgesetz 1995 und das Bur-
genländische Landeslehrerinnen und -lehrer Diensthoheitsgesetz 1995 ge-
ändert werden (Burgenländisches Bildungsdirektion-Zuständigkeiten-Über-
tragungsgesetz) 

Der Landeshauptmann von Burgenland hat den im Betreff genannten Gesetzesbeschluss 
übermittelt und gemäß Art. 97 Abs. 2 B-VG um die Zustimmung der Bundesregierung zu der 
vorgesehenen Mitwirkung von Bundesorganen bei der Vollziehung dieses Gesetzes ersucht. 
Die für die Verweigerung der Zustimmung offenstehende Frist endet am 17. Dezember 
2025. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluss werden die Angelegenheiten der Hoheits- und 
Privatwirtschaftsverwaltung betreffend Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen 
gemäß dem Burgenländischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 2009 – Bgld. 
KBBG 2009, LGBl. Nr. 7/2009, fast zur Gänze auf die Bildungsdirektion für Burgenland über-
tragen. Darunter fallen etwa 

– die Bedarfsplanung (§ 5 Abs. 1 und 3 Bgld. KBBG 2009 in der Fassung des Art. 1 Z 3 
und 4 des Gesetzesbeschlusses), 

– die Untersagung der Überschreitung von Gruppengrößen (§ 13 Abs. 10 und 11 Bgld. 
KBBG 2009 in der Fassung des Art. 1 Z 9 des Gesetzesbeschlusses), 

– die Anerkennung von Berufsqualifikationen von pädagogischen Assistenz- und Hilfs-
kräften (§ 14a Bgld. KBBG 2009 in der Fassung des Art. 1 Z 10 des Gesetzesbeschlus-
ses) und von Elementarpädagogen und Erziehern (§§ 3a bis 3d des Gesetzes LGBl. 
Nr. 1/1998 in der Fassung des Art. 2 Z 1 bis 4 des Gesetzesbeschlusses), 
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– die Regelung der baulichen Gestaltung der Kinderbildungs- und -betreuungsein-
richtungen, die Durchführung des Anzeigeverfahrens für die Errichtung, Stilllegung 
und Auflassung sowie die Bewilligung der Inbetriebnahme solcher Einrichtungen 
(§§ 19 bis 21 Bgld. KBBG 2009 in der Fassung des Art. 1 Z 11 bis 13 des Gesetzes-
beschlusses), 

– die behördliche und pädagogische Aufsicht über Kinderbildungs- und -betreuungs-
einrichtungen (§§ 29 und 30 Bgld. KBBG 2009 in der Fassung des Art. 1 Z 17 bis 19 des 
Gesetzesbeschlusses), 

– die Abwicklung der Finanzierung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen 
(§ 31 Abs. 1, 2 und 4 Bgld. KBBG 2009 in der Fassung des Art. 1 Z 20 und 21 des Ge-
setzesbeschlusses) sowie 

– die Abwicklung der Kinderbetreuungsförderung (§ 31a Bgld. KBBG 2009 in der Fas-
sung des Art. 1 Z 22 des Gesetzesbeschlusses). 

Ferner werden durch den vorliegenden Gesetzesbeschluss Angelegenheiten der Voll-
ziehung des Burgenländischen Landwirtschaftlichen Schulgesetzes, LGBl. Nr. 30/1985, fast 
vollständig auf die Bildungsdirektion für Burgenland übertragen. Darunter fallen etwa 
sämtliche Aufgaben der Schulbehörde für land- und forstwirtschaftliche Schulen (§ 78 
Abs. 1 leg. cit. in der Fassung des Art. 4 Z 3 des Gesetzesbeschlusses), die Einrichtung des 
Landwirtschaftlichen Schulbeirates (§ 80 Abs. 1 leg. cit. in der Fassung des Art. 4 Z 4 des 
Gesetzesbeschlusses) sowie die Einrichtung land- und forstwirtschaftlicher Fachschulen 
(§ 19 Abs. 2 leg. cit. in der Fassung des Art. 4 Z 2 des Gesetzesbeschlusses). 

Das Bundeskanzleramt hat mit dem Gesetzesbeschluss das Bundesministerium für Bildung 
befasst. Bedenken gegen die Erteilung der Zustimmung zur vorgesehenen Übertragung von 
Aufgaben auf die Bildungsdirektion wurden nicht geltend gemacht. 

Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle beschließen: 

Das Bundeskanzleramt wird ermächtigt, an den Landeshauptmann von Burgenland folgen-
des Schreiben zu richten: 
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"An den 
Herrn Landeshauptmann 
von Burgenland 

Europaplatz 1 
7000 Eisenstadt 

Dr. Martina Spreitzhofer 
Sachbearbeiterin 
martina.spreitzhofer@bka.gv.at 
+43 1 531 15-203933 

Ihr Zeichen: 
2025-000.117-42/45 
21. Oktober 2024 

Die Bundesregierung hat in ihrer Sitzung am 17. Dezember 2025 beschlossen, gemäß 
Art. 113 Abs. 4 in Verbindung mit Art. 97 Abs. 2 B-VG die Zustimmung zu der im 
Gesetzesbeschluss vorgesehenen Übertragung von Aufgaben auf die Bildungsdirektion zu 
erteilen." 

17. Dezember 2025 
 

Dr. Christian Stocker 
Bundeskanzler 

 


